
Am Freitag, den 8. Januar, um 14.05 Uhr wurde in 
ganz Europa Alarm geschlagen, als das kontinentale 

Stromnetz nur knapp einem kompletten Ausfall entging. 
Die Katastrophe wurde nur vermieden, weil das gesam-
teuropäische Energieverteilungssystem schnell reagier-
te, indem man entstehende Lücken mit zusätzlichen 
Stromlieferungen aus mehreren Ländern überbrückte 
und die Versorgung für bestimmte Großverbraucher in 
Italien und Frankreich vorübergehend abschaltete (ver-
traglicher Lastabwurf). Dank dieser Maßnahmen konnte 
man die Stromfrequenz schnell wieder stabilisieren und 
so verhindern, daß ein großer Teil des Systems und die 
Stromversorgung von zig Millionen Haushalten zusam-
menbrach. Ein solches Ereignis hatte es zuletzt am 4. No-
vember 2006 gegeben, als 10 Millionen Haushalte vom 
Stromausfall betroffen waren.

Zunächst hieß es, der Auslöser für den Beinahe-Blackout 
habe in Rumänien gelegen. Die eigentliche Ursache lag 
jedoch in Deutschland, dessen Regierung davon besessen 
ist, aus allen fossilen Energieträgern und aus der Kernkraft 
auszusteigen und das ganze Land und seine Wirtschaft 
von „erneuerbaren Energien“ wie Solar- und Windkraft 
und Biomasse abhängig zu machen. Die Hälfte dieses 
Ziels hat die deutsche Regierung im vergangenen Jahr 
erreicht, als die „Erneuerbaren“ erstmals einen Anteil 
von mehr als 50 % an der nationalen Stromversorgung 
hatten. Das endgültige Ziel von 100 % soll 2040 erreicht 
werden.

Da an dem Tag jedoch die Stromerzeugung aus Wind- 
und Solarkraftwerken in Deutschland aufgrund der 
Witterungslage praktisch ausfiel, wurde der benötigte 
Strom von den europäischen Nachbarn bezogen, die 
ihrerseits die Einfuhren von ihren Nachbarn erhöhten. 
So floß auf einmal so viel Strom aus Rumänien durch 
die internationalen Hochspannungsleitungen nach 
Mitteleuropa, daß es an einer Umspannstation in Kroatien 
zu einer Schutzabschaltung kam und anschließend auch 
die übrigen Verbindungen im europäischen Verbundnetz 
zwischen Südost- und Mitteleuropa wegen Überlastung 
gekappt wurden.

Der „Great Reset“ der grünen Milliardäre

Die treibenden Kräfte hinter dieser „grünen“ Politik, 
die unsere Stromversorgung bedroht, sind nicht 

etwa irgendwelche romantischen und fehlgeleiteten 
jungen Menschen, wie man sie in Greta Thunbergs 
Fridays for Future-Bewegung findet, die sind nur das 
Fußvolk der grünen Milliardäre, die sich regelmäßig im 
Weltwirtschaftsforum (WEF) in Davos versammeln, bei 
dessen jüngsten Konferenzen Prinz Charles, Mark Carney 
und Klaus Schwab das Sagen hatten; Leute wie Larry Fink 
von der Vermögensverwaltung BlackRock, der die ihm 
anvertrauten 9000 Milliarden Dollar Anlagevermögen 
in 17.000 Konzernen investiert hat und diesen Einfluß 
als Hebel benutzt, unsere Volkswirtschaften  – durch 
den „Great Reset“, wie sie es nennen – komplett 
umzukrempeln und die grundlegendsten Bausteine der 
menschlichen Wirtschaft zu zerschlagen. 

Die „Mission Possible Partnership“, die am 27. Januar 
bei der fünftägigen WEF-Konferenz für den sog. „Great 
Reset“ ins Leben gerufen wurde, hat sich zum Ziel gesetzt, 
die Zement-, Stahl-, Aluminium- und Chemieindustrie 
„sowie die Schiffe, Flugzeuge und Lastwagen, die sie 
transportieren“ zu „dekarbonisieren“. Der „Great Reset“ 
greift also nicht nur die Stromerzeugung, das Heizen mit 
fossilen Brennstoffen und die chemischen Düngemittel 
in der Landwirtschaft an, sondern die gesamte Palette 
der wichtigsten Industrien der modernen, entwickelten 
Volkswirtschaften.

Die Mission Possible Partnership behauptet, bereits 
über 300 multinationale Konzerne „an Bord“ zu haben, 
was auch immer das derzeit bedeutet. Nach dem Tenor 
der Startveranstaltung zu urteilen, sollen diejenigen, die 
nicht beitreten (oder sich zurückziehen), durch Zudrehen 
des Geldhahns oder andere Optionen, die den globalen 
Oligarchen zur Verfügung stehen, zerstört werden.

„Umweltschutz“ auf Kosten der Menschen

Dabei wird keine Rücksicht genommen darauf, daß die 
Menschen ja zum Leben und Überleben etliche Dinge 
brauchen, die zunächst einmal produziert werden 
müssen, damit sie zur Verfügung stehen. So ergab 
eine Studie des US-Landwirtschaftsministeriums, daß 
die globale Durchsetzung der EU-Umweltpolitik im 
Agrarsektor die Zahl der Hungerleidenden weltweit 
um 185 Millionen Menschen vermehren würde – wobei 
man wissen sollte, daß laut WFP-Direktor David Beasley 
bereits in diesem Jahr eine „Hungersnot biblischen 
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Ausmaßes“ droht, die 270 Millionen Menschen das 
Leben kosten kann.

Die menschenfeindlichen Absichten hinter dieser 
Politik werden auch deutlich in einem Kommentar des 
britischen Economist – das Hausblatt der Londoner 
Finanzwelt – vom 28. Februar, in dem gefordert wird, den 
sog. Ökozid – „die umfassende Zerstörung, Beschädigung 
oder der Verlust von Ökosystemen eines bestimmten 
Territoriums“ – zu einem internationalen Verbrechen zu 
erklären, das vom Internationalen Strafgerichtshof in Den 
Haag verfolgt werden kann, und damit auf eine Stufe mit 
Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zu stellen. Dies könne „einen Wendepunkt in der Art und 
Weise markieren, wie die Beziehung zwischen Menschen 
und der natürlichen Welt verstanden wird“, erklärte der 
Economist.

Die Autoren stellen klar, daß diese Forderung 
keineswegs darauf abzielt, die Menschen zu schützen. 
Einige glaubten zwar immer noch, der Maßstab für 
die Schuld sollte der Schaden sein, der für Menschen 
verursacht wird, schreiben sie, aber andere hielten 
dies für eine viel zu anthropozentrische Sichtweise. 
Der Economist zitiert dazu Philippe Sands, einen 
Rechtsprofessor am University College London: 
„Ökozid sollte durch die Notwendigkeit definiert 
werden, die Umwelt als Selbstzweck zu schützen. Dies 
würde voraussetzen, daß es eine eigene, eigenständige 
Grundlage als neues Verbrechen gibt, anstatt unter die 
bestehenden Verbrechen eingeordnet zu werden.“ Sand 
behauptet, es werde „weithin anerkannt..., daß man 
die alten, anthropozentrischen Annahmen über Bord 
werfen muß, wenn man wirklich Gerechtigkeit walten 
lassen und der Umwelt ein angemessenes Maß an Schutz 
gewähren will.“

Der Schutz der Natur soll demnach ausdrücklich 
Vorrang haben vor den Bedürfnissen der Menschen. Von 
da ist es nur noch ein kleiner gedanklicher Schritt zu der 
Forderung, die Zahl der „umweltbedrohenden Esser“ 
drastisch zu reduzieren, um die „Natur“ zu schützen. 
Genau dieses Denken steht hinter dem Gerede von der 
angeblichen „Überbevölkerung“ der Erde.

Formiert weltweiten Widerstand!

Um diese Pläne zu vereiteln, müssen wir über den 
Tellerrand hinausschauen und mehr tun als nur gegen 
den weiteren Ausbau der Windkraft zu protestieren. 
Was die Menschheit statt dessen braucht, ist massive 

wirtschaftliche Entwicklung im globalen Maßstab, 
wie es die Bürgerrechtsbewegung Solidarität seit 
langem fordert. Europa und die Vereinigten Staaten 
müssen sich dieser Gürtel- und Straßen-Initiative 
anschließen und mit China zusammenarbeiten, um die 
sogenannte Dritte Welt zu entwickeln – um sich selbst 
aus ihrer derzeitigen wirtschaftlichen Depression 
herauszuarbeiten, aber auch, um eine neue globale 
Sicherheitsarchitektur zu schaffen, in der Frieden 
durch Entwicklung möglich wird. Nur ein solches 
globales Bündnis wird sich als stärker erweisen als die 
Macht der „Öko“-Milliardäre. 

Tatsächlich regt sich in den USA bereits Widerstand 
gegen den Versuch von Präsident Biden, die Politik 
des Great Reset und des Green New Deal per Dekret 
durchzusetzen. Zwölf US-Bundesstaaten, vertreten 
durch ihre Justizminister, haben eine Klage gegen die 
Exekutivanordnung 13990 – „Schutz der öffentlichen 
Gesundheit und der Umwelt und Wiederherstellung 
der Wissenschaft zur Bewältigung der Klimakrise“ – 
erhoben, die Präsident Biden an seinem ersten Amtstag 
unterzeichnet hatte. In der Begründung der Klage 
argumentieren sie:

„Wenn die Executive Order so stehenbleibt, wird dies 
der US-Wirtschaft auf Jahrzehnte hinaus Hunderte von 
Milliarden oder Billionen von Dollar an Schaden zufügen. 
Sie wird Arbeitsplätze vernichten, die Energieproduktion 
ersticken, Amerikas Energieunabhängigkeit abwürgen, 
die Landwirtschaft unterdrücken, Innovationen 
verhindern und arbeitende Familien verarmen lassen. 
Sie untergräbt die Souveränität der Staaten und reißt am 
Gewebe der Freiheit...

Erschwingliche und zuverlässige Methoden der Agrar- 
und Energieproduktion – die durch diese Maßnahmen 
unterdrückt würden – haben globale Vorteile, die die Biden-
Administration geflissentlich ignoriert. Erschwingliche 
Lebensmittel- und Energieproduktion befreien Millionen 
von Menschen aus der Armut, beseitigen den Hunger, 
fördern die wirtschaftliche Entwicklung und Chancen, 
schaffen Millionen von Arbeitsplätzen, ermöglichen 
Innovation und Unternehmertum, fördern Industrie und 
Fertigung, fördern Amerikas Energieunabhängigkeit und 
schaffen die Voraussetzungen dafür, daß die Freiheit 
gedeihen kann. Diese Vorteile bereichern die ganze 
Welt...“

Helfen Sie mit, auch in Deutschland den Widerstand 
gegen die Zerstörung der Grundlagen unserer 
Volkswirtschaft zu formieren!

Zentrale: 	 06131 - 23 73 84 
Baden-Wrtbg.: 	 0711 - 7194 33 87
NRW: 		  0152 02 44 29 89 
Niedersachsen: 	 0176  632  91 447
Bayern: 		 089 - 725  40 11 

Hamburg: 	 0163 73 65 726
Sachsen: 	 0351 - 427 81 40
Berlin: 		  030 - 802  34 05
Hessen: 	 0611-716 97 44 
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